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(Nr. 12856.) Geſetz zur Anderung des Stempelſteuergeſetzes. Vom 18. Juni 1924. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Einziger Paragraph. 

Das Geſetz zur Anderung des Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895/26. Juni 1909 in der 
Faſſung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1909 ſowie des Waſſergeſetzes vom 7. April 1913: 
vom 25. Juli 1923 — Geſetzſamml. S. 341 — wird dahin geändert, daß im Artikel 7 im Abſ. 4 
die Worte „30. Juni 1924“ durch die Worte „31. Dezember 1924 erſetzt werden. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 18. Juni 1924. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Für den Miniſterpräſidenten: 


am Zehnhoff. v. Richter. 


(Rr. 12857.) Zweite Preußiſche Steuernotverordnung. Vom 19. Juni 1924. 


Das Staatsminiſterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in Übereinſtimmung mit dem Ständigen 
Ausſchuſſe des Landtags die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft: 
Artikel J. 

Der Finanzminiſter hat nach dem Vorgang des Reichs die Dienft- und Verſorgungsbezüge der unmittel⸗ 
baren Staatsbeamten und der Lehrperſonen, deren Bezüge durch das Volksſchullehrer-Dienſteinkommensgeſetz, 
das Mittelſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetz und das Handelsſchullehrer-Dienſteinkommensgeſetz geregelt find, 
mit Wirkung vom 1. Juni 1924 ab zu erhöhen. 

Artikel II. 

Die Preußiſche Steuernotverordnung vom 1. April 1924 (Geſetzſamml. S. 191) wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

(1) Die Steuer beträgt vom 1. Juli 1924 ab 500 vom Hundert, vom 1. Oktober 1924 
ab 600 vom Hundert der nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 14. Februar 1923 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 29) und ſeiner Abänderungen veranlagten vorläufigen Steuer vom Grundvermögen. 
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2. § 2 Abſ. 2 halt folgende Faſſung: 
(2) Für die Zeit vom 1. Juli bis 30. September 1924 And zwei Fünftel, für die ſpätere 
Zeit ein Drittel des Aufkommens aus der Hauszinsſteuer nach näherer Vorſchrift des § 11 zur 
Förderung der Neubantätigkeit zu verwenden. Für die Zeit vom 1. Juli bis 30. September 1924 
wird ein Fünftel, für die ſpätere Zeit ein Sechſtel den Gemeinden (Gemeindeverbänden) nach 
näherer Vorſchrift des § 12 zur Deckung der übrigen im $ 1 genannten Ausgaben 8 
(Gemeindeanteil an der Hauszinsſteuer). Der Reſt fließt dem Lande zu. 


3. Im § 2 wird zwiſchen Abſ. 2 und 3 folgender Abſ. 2a neu eingefügt: 
(2 a) Beträgt die Friedensmiete (der Friedensmietwert) des Grundſtücks weniger als 6 vom 
Hundert des der Veranlagung zur vorlfufgen Steuer vom Grundvermögen zugrunde liegenden 
Steuerwerts, fo iſt die Hauszinsſteuer auf Antrag in der Weiſe herabzuſetzen, daß fie von einer 
angenommenen Grundvermögensſteuer von 4 vom Hundert der Friedensmiete (des Friedensmiet⸗ 
werts) berechnet wird. N A 


4. Im $5 Abf. 1 wird das Wort „gleichmäßig“ geftrichen. 


5. § 8 Abſ. 1 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 


Anträge gemäß § 2 Abſ. 2a und 3 und den SI 3 und 4 dieſer Verordnung find beim 
Vorſitzenden des Steuerausſchuſſes anzubringen. 


6. Hinter § 8 wird folgender § 8a neu eingefügt: 
§ 8a 
(1) Die Gemeinden können die Erhebung von Zuſchlägen zur Hauszinsſteuer bis zur Höhe 
von 100 vom Hundert der vorläufigen Steuer vom Grundvermögen beſchließen. 
(2) Iſt die Hauszinsſteuer gemäß § 2 Abſ. 3 dieſer Verordnung herabgeſetzt, jo iſt der 
Steuerſchuldner von der Entrichtung des Gemeindezuſchlags befreit. 


(3) Der Gemeindezuſchlag vermindert ſich auf Antrag um den Vetrag, um den die gemäß 
den §§ 3 und 4 dieſer Verordnung zu berückſichtigenden laufenden Geldverpflichtungen die Steuer 
überſteigen. 

(4) Überſteigt die geſetzliche Miete einſchließlich des zur Aberwälzung der Hauszinsſteuer 
beſtimmten Betrags 70 vom Hundert der Friedensmiete, fo vermindert ſich auf Antrag der Gemeinde 
zuſchlag inſoweit, als die Hausziusſteuer einſchließlich des Gemeindezuſchlags über die im § 28 
Abſ. 4 der Dritten Steuernotverordnung des Reichs gezogene Grenze hinausgeht. 

(5) Gegen die Ablehnung von Anträgen gemäß Abſ. 3 und 4 finden die gegen die Heran⸗ 
ziehung zu den Gemeindeabgaben gegebenen Rechtsmittel ſtatt. 

(8) 818 Abſ. 2 und 3 des Geſetzes über die Erhebung einer vorläufigen Steuer vom 
Grundvermögen finden entſprechende Auwendung. 


7. Im § 11 Abf. 1 wird als Satz 3 folgende Vorſchrift neu eingefügt: 


Das gleiche gilt ohne Rückſicht auf die Einwohnerzahl für die Städte, die nach § 28 Abf. 1 der 
Kreisordnung für die Provinz Hannover vom 6. Mai 1884 (Geſetzſamml. S. 181) den Städten 
mit mehr als 10 000 Einwohnern gleichgeſtellt find, 


Artikel III. 
§ 1. 
(61) Von den bebauten Grundſtücken, die dauernd land⸗ oder forſtwirtſchaftlichen oder gärtnerischen 


Zwecken zu dienen beſtimmt find, wird, ſoweit fie nach dem Geſetze vom 21. Mai 1861 (Geſetzſamml. ©. 317) 
der Gebäudeſteuer unterworfen ſind, vom 1. Oktober 1924 ab eine Hausz nsſteuer erhoben. 


(2) Die Steuer beträgt 600 vom Hundert der Gebäudeſteuer. 
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Die Beſtimmungen der Preußiſchen Stenernotverordnung vom 1. April 1924 (Geſetzſamml. S. 191) in 

der Faſſung des Artikels II dieſer Verordnung finden auf dieſe Steuer entſprechende Anwendung mit folgen⸗ 
den Maßgaben: 

1. Bei den Steuerminderungen gemäß $$ 3 und 4 werden die laufenden Geldverpflichtungen nur 
inſoweit berückſichtigt, als die ihnen zugrunde liegende Laſt anteilmäßig auf den bebauten Teil 
des belaſteten Grundſtücks entfällt. Die näheren Vorſchriften trifft der Finanzminiſter. 

2. Rechtsmittel gegen die Veranlagung zur Hauszinsſteuer dürfen nicht damit begründet werden, 
daß die zugrunde gelegte Gebäudeſteuer unrichtig veranlagt ſei. 


Artikel IV. 

Das Preußiſche Ausführungsgeſetz zum Finanzausgleichsgeſetze vom 30. Oktober 1923 (Geſetzſamml. S. 487) 
in der Faſſung der Preußiſchen Steuernotverordnung vom 1. April 1924 (Geſetzſamml. S. 191) wird wie 
folgt geändert: 25 

1. Im $ 1 wird die Zahl „50% durch „45“ erſetzt. 

2. Im § 4 wird die Zahl „15“ durch „10“ erſetzt. 

3. 72 556 12 75 die Zahl „50“ durch „45“, die Zahl „44“ durch „40%, die Zahl „3“ durch 
„2 /“ erſetzt. 

4. Im § 51 wird die Zahl „55“ mit Wirkung vom 1. Februar 1924 durch die Zahl „50 /, mit 
Wirkung vom 1. Juli 1924 durch die Zahl „45“ erſetzt. 

5. Im § 53 wird die Zahl „46“ mit Wirkung vom 1. Februar 1924 durch die Zahl „42% mit 


Wirkung vom 1. Juli 1924 durch die Zahl „38“ erſetzt. 
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Artikel V. 
(i) Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Juli 1924 in Kraft. 
(2) Ihre Ausführung liegt den zuſtändigen Miniſtern ob. 
Berlin, den 19. Juni 1924. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Für den Miniſterpräſidenten: Für den Miniſter des Junern: 
am Zehnhoff. Boelitz. : v. Richter. 


(Nr. 12858.) Verordnung zur Anderung der Ausführungsverordnung zur Verordnung über die Fürſorge⸗ 
pflicht. Vom 20. Juni 1924. i 


as Staatsminiſterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in Übereinſtimmung mit dem Ständigen 
Ausſchuſſe des Landtags die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft: 


Artikel 1. 
Die Ausführungsverordnung vom 17. April 1924 (Geſetzſamml. S. 210) zur Verordnung über die 
Fürſorgepflicht vom 13. Februar 1924 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 100) wird wie folgt geändert: 
1. Im 8 10 Abſ. 1 tritt an die Stelle des Wortes „Behörden“ das Wort „Verwaltungsorganen“. 


2. Im $ 10 Abſ. 2 Satz 1 treten an die Stelle des Wortes „Landesfürſorgeverbänden“ die Worte 
„Verwaltungsorganen der Landesfürſorgeverbände “. a 
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3. Im $ 10 Abf. 2 Satz 2 treten an die Stelle des Wortes „Bezirksfürſorgeverbänden“ die Worte 
„Verwaltungsorganen der Bezirksfürſorgeverbände“. 
4. Der $ 32 Nr. 8 erhält folgenden Zuſatz: 
§ 161 Abſ. 1 erhält folgenden Zuſatz: 
desgleichen in den Fällen der 88 20 Abſ. 2, 21 Abſ. 1, 22 der Ausführungsverordnung 


vom 17. April 1924 (Geſetzſamml. S. 210) zur Verordnung über die Fürſorgepflicht vom 
13. Februar 1924 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 100). 


Artikel 2. 
Diefe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 20. Juni 1924. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Für den Minifterpräfibenten: Für den Minifter für Volkswohlfahrt: 
am Zehnhoff. Siering. 


Berichtigung. 


In der Verfaffung der Evangeliſchen Landeskirche in Naſſau muß es heißen: 
auf Seite 389 im § 56 Abſ. 3 b „grober“ ſtatt „großer“, 
auf Seite 402 im 8 115 Abſ. 1 Zeile 1 „Mitglieder des Landeskirchenamts“ ſtatt „des 
Landeskirchentags“, N 
auf Seite 413 im § 159 Abf. 4 Zeile 3 „Konſiſtorium“ ſtatt „Konſortium“, 
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